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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1988 (Haushaltsgesetz 1988) 

— Drucksache 11/700 — 


hier: Stellungnahme des Bundesrates vom 25. September 1987 und 
Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

Allgemeines 

1. Der Bundesrat begrüßt die von der Bundesregie- 
rung verfolgte Wirtschafts- und Finanzpolitik, die 
ursächlich für einen nunmehr seit Jahren anhal- 
tenden stetigen Wachstumsprozeß ist. Ergebnisse 
dieser Politik sind anhaltende Preisstabilität, 
niedrige Zinsen und erhebliche reale Lohnzu- 
wächse. Sie hat auch den Arbeitsmarkt positiv 
beeinflußt. Die Zahl der Beschäftigten hat seit 
dem Tiefstand von 1983 um über eine halbe Mil- 
hon zugenommen. 

2. Mit dem Bundeshaushalt 1988 setzt die Bundesre- 
gierung ihre Ende 1982 eingeleitete Politik der 
Sanierung der Bundesfinanzen, der Zurückge- 
winnung des finanzpolitischen Handlungsspiel- 
raums und zur Begrenzung der Staatstätigkeit auf 
die eigentlichen Aufgaben fort. Der im Vergleich 
zu den Vorjahren geringere Ausgabenzuwachs 
von 2,4 v. H. unterstreicht die Stetigkeit der stabi- 
litätsorientierten Haushaltspolitik des Bundes. 
Auch nach Auffassung des Bundesrates ist die 
konsequente Fortsetzung dieser Politik der Spar- 
samkeit und Konsolidierung ein wichtiger Beitrag 
der Finanzpolitik zur Verbesserung der gesamt- 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummern 1 bis 9 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundesrat in 
der generellen Zielrichtung der Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik überein. Nach gemeinsamer Auffassung 
hegt die vordringliche finanzpolitische Aufgabe der 
11. Legislaturperiode in einer Verringerung der Steu- 
erlast und der qualitativen Verbesserung des Steuer- 
systems. Deshalb muß der Kurs einer gleichmäßigen 
und eng begrenzten Ausgabenentwicklung auch in 
1988 und den folgenden Jahren konsequent fortge- 
setzt werden. 

Der Ausgaberahmen 1988 wird auch durch zur Zeit 
laufende Gesetzgebungsvorhaben beeinflußt. Die 
Bundesregierung verweist insoweit auf ihre Stellung- 
nahmen 

— zum Achten Gesetz zur Änderung des Arbeitsför- 
derungsgesetzes , 

— zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes sowie 

— zum Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 121(431) — 501 03 — Ha 46/87 — vom 15. Oktober 1987 . 
Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 
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wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, zur Stär- 
kung der wirtschaftlichen Antriebskräfte und da- 
mit zu verbesserten Perspektiven für die Beschäf- 
tigungssituation . 

3. Mit der 1988 in Kraft tretenden erweiterten 
2. Stufe der Steuerreform werden Wachstum und 
Beschäftigung günstig beeinflußt sowie sozialen 
Belangen angemessen Rechnung getragen. Des- 
halb ist ein begrenzter vorübergehender Anstieg 
der Neuverschuldung vertretbar. 

4. Der Bundesrat sieht in der geplanten 3. Stufe des 
Steuerreformkonzepts der Bundesregierung 
überdies die Möglichkeit, das Steuerrecht zu ver- 
einfachen und Sonderregelung abzubauen. Der 
Bundesrat erwartet in diesem Zusammenhang 
eine fühlbare Verringerung der Subventionen mit 
dem Ziel, den vorübergehenden Anstieg der Net- 
tokreditaufnahme so gering wie möglich zu hal- 
ten. 

Zugleich fordert er die Bundesregierung auf, den 
Abbau von Subventionen so zu gestalten, daß er- 
ste Wirkungen so früh wie möglich eintreten. 

5. Die angemessene Dotierung gesamtwirtschaftlich 
wichtiger Bereiche muß auch in einem knappen 
Finanzrahmen möglich sein. So sind angesichts 
der erheblichen Probleme in der Landwirtschaft 
zusätzliche Hilfen notwendig. 

6. Der Bundesrat weist erneut darauf hin, daß sich 
der Bund durch Rückzug aus gemeinsamen Fi- 
nanzierungen entlastet, ohne den Ländern einen 
angemessenen Ausgleich zu gewähren oder daß 
für die Länder entsprechende Entlastungsmög- 
lichkeiten bestehen. Beispiele für den Rückzug 
des Bundes sind die Haushalts- und Finanzpla- 
nungsansätze in den Bereichen Städtebauförde- 
rung, sozialer Wohnungsbau und Gemeindever- 
kehrsfinanzierung. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung unter 
Hinweis auf die Berechnungen zum 17. Rahmen- 
plan für den Hochschulbau auf sicherzustellen, 
daß die Mittelansätze für die Gemeinschaftsauf- 
gabe Hochschulbau dem Bedarf entsprechend er- 
höht werden. Nur durch eine Erhöhung kann ge- 
sichert werden, daß die Gemeinschaftsaufgabe, 
wie in den letzten Jahren, ein Instrument zur För- 
derung der notwendigen Zukunftsinvestitionen 
an den Hochschulen bleibt. 

Zu der vorgeschlagenen befristeten Fortfüh- 
rung des Bund-Länder-Städtebauförderungspro- 
gramms erwartet der Bundesrat, daß der Bund 
entsprechend den noch zu treffenden Vereinba- 
rungen die erforderlichen Mittel bereitstellt. Über 
die Art und Weise sowie über das Volumen der 
endgültigen Entflechtung ab 1991 muß unter Be- 
rücksichtigung der dann gegebenen aktuellen 
Bedarfssituation entschieden werden. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Neue Schwerpunkte sind in dem engen Ausgaberah- 
men des Bundeshaushalts 1988 nur zu finanzieren, 
wenn andere Förderungen beendet oder begrenzt 
werden. Die Bundesregierung wird daher ausgabe- 
wirksame Anliegen des Bundesrates kritisch prüfen. 
Sie hält insbesondere daran fest, die Verpflichtungs- 
rahmen im sozialen Wohnungsbau dem Bedarf ent- 
sprechend abzusenken. Finanzielle Ausgleichsan- 
sprüche erwachsen den Ländern hieraus nicht. 

Für die von den Ländern gewünschte weitere Mitfi- 
nanzierung des Bundes im Städtebau hat der Bund ein 
Konzept unterbreitet, über das noch abschließend be- 
raten werden muß. 

Die Bundesregierung hat für die Steuersenkung 1990 
im Finanzplan angemessen Vorsorge getroffen. Sie 
geht davon aus, daß hinsichtlich der Verteilung der 
Lasten der Steuerreform ein fairer, der Verfassung 
entsprechender Ausgleich zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden erfolgt. 
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Der Bundesrat weist erneut darauf hin, daß er das 
durch den Rückzug des Bundes aus der gemein- 
samen Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus 
entstehende Volumen keinesfalls als Grundlage 
für die angestrebte Entflechtung anerkennen 
kann. 

7. Der Bundesrat sieht davon ab, bei einzelnen Aus- 
gabeansätzen, die durch zur Zeit laufende Ge- 
setzgebungsvorhaben berührt werden, Ände- 
rungsanträge zu stellen. Er geht davon aus, daß 
der Bundeshaushalt im weiteren Verfahren an die 
sich dann ergebende Rechtslage angepaßt wird. 

Zu den Bundesergänzungszuweisungen weist der 
Bundesrat darauf hin, daß er mit Beschluß vom 
10. Juli 1987 (Drucksache 225/87 — Beschluß — ) 
einer Plafondierung einstimmig widersprochen 
hat. Darüber hinaus hat er die Erwartung geäu- 
ßert, daß der Bund die Bundesergänzungszuwei- 
sungen ab 1. Januar 1988 auf 2,0 v. H. des Um- 
satzsteueraufkommens erhöht und für den Nach- 
teilsausgleich zugunsten der Länder Bremen und 
Nordrhein-Westfalen zusätzliche Bundesmittel 
bereitstellt. 

8. Die Finanzierung der Verpflichtungen im Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaften fällt aus- 
schließlich in die Zuständigkeit des Bundes. Der 
Bundesrat widerspricht vorsorglich einer Beteili- 
gung der Länder an steigenden deutschen EG- 
Belastungen, wie sie unter Ziffer I. 7. 1 des Finanz- 
plans erwogen wird. 

9. In ihrer Finanzplanung hat die Bundesregierung 
die Ansätze für die Steuereinnahmen um ge- 
schätzte Nettoauswirkungen der Steuersenkung 
gemindert. Der Bundesrat geht davon aus, daß 
Länder und Gemeinden an den Maßnahmen zur 
Finanzierung der Steuerausfälle proportional be- 
teiligt werden und ihr Anteil am Gesamtsteu- 
eraufkommen durch die Steuersenkung nicht ver- 
ändert wird. Diesen Erfordernissen wird die Min- 
derung von lediglich rd. 10 Mrd. DM im Finanz- 
plan ab 1990 nicht gerecht. 


Zum Entwurf des Haushaltsplans 


10. Einzelplan 06 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Innern 

Kapitel 06 02 — Allgemeine Bewilligungen 


Zu Nummer 10 

Der Prüfungsbitte wird entsprochen. 


Titel 685 25 — Zuschüsse an die im Arbeits- 
(S. 52) kreis selbständiger Kulturinsti- 

tute, Bonn, zusammengeschlos- 
senen Einrichtungen (ASKI) 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob der Ansatz von 6,637 Mio. DM um 
0,384 Mio. DM auf 7,021 Mio. DM erhöht werden 
sollte. 
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Begründung 


Bei der Veranschlagung des Zuschusses für die 
Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) wurde 
davon ausgegangen, daß sie ab 1988 in den Kata- 
log der gemeinsamen Finanzierungen der KMK 
aufgenommen wird. Da die endgültige Entschei- 
dung noch aussteht, ist die bisherige Finanzie- 
rung durch den Bund beizubehalten. Dies bedeu- 
tet, daß auf der Grundlage des von der Unterkom- 
mission „Gemeinsame Finanzierungen" der Ver- 
waltungskommission der KMK beratenen Wirt- 
schaftsplan 1988 der GfdS der Bundeszuschuß auf 
789 000 DM zu erhöhen ist. Für einen Betrag in 
Höhe von 384 000 DM ist ein Sperrvermerk aus- 
zubringen. 

11. Einzelplan 09 — Geschäftsbereich des Bundes- 

ministers für Wirtschaft 

Kapitel 09 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Titel 685 51 — Zuschüsse zu Personalaufwen- 
(S. 50) düngen im Forschungs- und 

Entwicklungsbereich kleiner 
und mittlerer Unternehmen 

Das Personalkosten-Zuschußprogramm des 
BMWi war nach den Beschlüssen der Bundesre- 
gierung bis einschließlich 1988 befristet. Hierauf 
haben sich die von dieser Fördermaßnahme be- 
günstigten kleinen und mittleren Unternehmen 
bei ihren Dispositionen eingestellt. Die von der 
Bundesregierung nun beabsichtigte — um ein 
Jahr vorgezogene — Beendigung des Personalko- 
sten-Zuschußprogramms trifft nach Auffassung 
der Betroffenen gerade die mittelständische Wirt- 
schaft hart und steht im Widerspruch zu den frü- 
her gegebenen Zusagen; die Entscheidung sollte 
daher überprüft werden. 

12. Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundes- 

ministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten 

Die Bundesregierung wird gebeten, die Mittel für 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" aufzu- 
stocken, um die von der EG eingeräumten Ver- 
besserungen bei der Ausgleichszulage zu finan- 
zieren. 

Der Bundesrat hält außerdem weitere Schritte zur 
Entlastung einkommens schwacher Betriebe von 
den Kosten im Bereich der sozialen Sicherung für 
notwendig. 

Im Haushaltsjahr 1988 sind im übrigen auch die 
von der Europäischen Gemeinschaft bereits be- 
schlossenen Extensivierungsmaßnahmen durch- 
zuführen und die dafür erforderlichen Finanzie- 
rungsmittel im Agrarhaushalt des Bundes bereit- 
zustellen. 


Zu Nummer 11 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Mit dem Programm wurden seit 1979 rd. 17 000 kleine 
und mittlere Unternehmen mindestens einmal geför- 
dert. Insgesamt werden nach Abschluß des Pro- 
gramms Zuschüsse in Höhe von rd. 3 Mrd. DM bewü- 
ligt worden sein. Nach neunjähriger Zuschußgewäh- 
rung sind die Ziele der Förderung, nämlich Anstöße 
für eine Stärkung und Ausweitung des Innovationspo- 
tentials der mittelständischen Unternehmen zu ge- 
ben, erreicht. Das Programm soll deshalb im Zuge des 
Subventionsabbaus 1987 — ein Jahr früher als ge- 
plant — auslaufen. Rechtsansprüche der Unterneh- 
men auf eine Förderung ihrer Personalaufwendungen 
im Jahr 1988 bestehen nicht. 


Zu Nummer 12 

Die Bundesregierung hat die Leistungen an die Land- 
wirtschaft gegenüber dem Vorjahr weit überpropor- 
tional gesteigert. Die Förderung im Bereich der sozia- 
len Sicherung bleibt damit auf hohem Niveau. Das 
ursprünglich für die Sozialversicherungs-Beitragsent- 
lastung vorgesehene Volumen wird — trotz geringe- 
rem Bedarf — voll für eine Aufstockung der Aus- 
gleichszulage sowie des Zuschusses für die Unfallver- 
sicherung erhalten. 

Im übrigen weist die Bundesregierung auf die noch 
nicht abgeschlossene parlamentarische Beratung des 
Gesetzentwurfs zur Änderung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küsten- 
schutz" hin. 
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Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligungen 

13. Titel 652 05 — Zuweisungen zur Förderung ei- 
(S. 30) nes Großversuchs „ Grünbrache " 

Der Bundesrat stellt fest, daß der „Großversuch 
Grünbrache“ in Niedersachsen, für den im Bun- 
deshaushalt 1988 wiederum 35 Mio. DM vorgese- 
hen sind, kein Präjudiz für eine finanzielle Betei- 
ligung der Länder an Marktentlastungsprogram- 
men der EG darstellt. 

Der Bundesrat bekräftigt seine Auffassung, daß 
Marktentlastungsprogramme in den Aufgaben- 
bereich der EG und des Bundes fallen und daher 
nicht in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
durchgeführt und finanziert werden können. 

Begründung 

Die Bundesregierung hat in Verbindung mit ihrer 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf des Bundes- 
rates zur Änderung des Gesetzes über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" (Drucksa- 
che 181/87 — Beschluß — ) angekündigt, daß sie 
zur Beratung des Rahmenplanes 1988 der Ge- 
meinschaftsaufgabe Vorschläge zur Durchfüh- 
rung und Finanzierung der sozio- strukturellen 
Extensivierungsmaßnahmen — Flächenstille- 
gung bei Getreide, Reduzierung des Viehbestan- 
des bei Rindfleisch und Senkung der Hektarer- 
träge bei Wein — im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe vorlegen werde. Diese Absicht hätte zur 
Folge, daß Maßnahmen zur Entlastung der Agrar- 
märkte, die durch die gemeinsame Agrarpolitik 
voll in den Zuständigkeitsbereich der EG überge- 
gangen sind, von den Ländern mitfinanziert wer- 
den müßten. Dies steht im Widerspruch zur bishe- 
rigen Haltung des Bundesrates, die er z. B. in sei- 
ner Stellungnahme vom 11. Juli 1986 (Drucksa- 
che 285/86 — Beschluß — ) zum Ausdruck ge- 
bracht hat. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 13 

1. Auch nach Auffassung der Bundesregierung stellt 
der „Großversuch Grünbrache" in Niedersachsen 
kein Präjudiz für eine finanzielle Beteiligung der 
Bundesländer an Marktentlastungsprogrammen 
der EG dar. Die Bundesregierung ist jedoch nicht 
der Auffassung, daß Marktentlastungsprogramme 
innerstaatlich in den Aufgabenbereich des Bundes 
fallen. Auch die Durchführung von EG-Vorschrif- 
ten ist vielmehr eine staatliche Aufgabe im Sinne 
von Artikel 30 GG und damit Sache der Länder, 
soweit das Grundgesetz keine andere Regelung 
trifft oder zuläßt. Ein Tätigwerden des Bundes be- 
darf daher stets einer besonderen verfassungs- 
rechtlichen Grundlage. 

2. Im Rahmen des Artikels 91 a GG wirkt der Bund an 
bestimmten Maßnahmen der Länder zur Agrar- 
strukturverbesserung mit. Der verfassungsrechtli- 
che Begriff „Verbesserung der Agrarstruktur" ist 
offen. Er erlaubt die Berücksichtigung der tatsäch- 
lichen Entwicklung. Die Bundesregierung hat des- 
halb in ihrer Stellungnahme zu dem vom Bundesrat 
beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" zugestimmt, daß künftig zu den Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur auch 
Maßnahmen zur „Anpassung an die Marktent- 
wicklung" gehören sollen. 


14. Titelgruppe 03 — Forschung Zu Nummer 14 

Titel 683 67 — Zuschüsse zu den Betriebsko- Der Prüfungsbitte wird entsprochen. 

(S. 44) sten der Versuchsanlagen zur 

Weiterentwicklung der Ver- 
und Bearbeitung nachwach- 
sender Rohstoffe zu Eiweißen, 

Enzymen und anderen Stoffen 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob der Ansatz 
von 5 Mio. DM um 5 Mio. DM auf 10 Mio. DM 
erhöht werden sollte. 


Begründung 

Das Hauptanliegen des Forschungsobjektes, we- 
nigstens ein Jahr lang einen kontinuierlichen Be- 
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trieb der Gesamtanlage zu prüfen, kann nur bei 
einer Aufstockung des Ansatzes realisiert wer- 
den. 

Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben der 
Begleitforschung der Bundesforschungsanstalt 
für Landwirtschaft, insbesondere die Erprobung 
der kürzlich erstellten II. Stufe der Biogasanlage 
in einem Tag-/Nachtbetrieb, ist nur mit dem er- 
höhten Ansatz entsprechend den Arbeitsplänen 
und dem auch für diese Arbeiten über einen län- 
geren Zeitraum erforderlichen kontinuierlichen 
Betrieb weiterzuführen. 

Die Püotanlage in Ahausen-Eversen ist zur Zeit 
die einzige in größerem Umfang laufende Produk- 
tionsstätte von Bioäthanol zur Treibstoffbeimi- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland. Eine 
Beschränkung der Bundesmittel auf 5 Mio. DM 
hätte wirtschaftliche und energiepolitische Nach- 
teile zur Folge. Im übrigen sind auch auf EG- 
Ebene die ersten Grundzüge für ein Äthanolpro- 
gramm erkennbar. 


15. Titelgruppe 04 — Fischerei Zu Nummer 15 

Titel 892 78 - Strukturmaßnahmen für die An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
(S. 53) Seefischerei aufgrund von 

Rechtsvorschriften der Euro- 
päischen Gemeinschaften und 
ergänzende nationale Maß- 
nahmen 

Der Ansatz von 5,9 Mio. DM wird um 8,1 Mio. DM 
auf 14 Mio. DM erhöht. 

Begründung 

Die deutsche Seefischerei war in den letzten Jah- 
ren einem erheblichen strukturellen Anpassungs- 
prozeß unterworfen. Zur Sicherung der Existenz 
dieses Wirtschaftszweiges ist es erforderlich, daß 
dieser Anpassungsprozeß durch Erneuerung und 
Modernisierung der vorhandenen Flotte in den 
nächsten Jahren fortgesetzt wird. 

Im Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik hat 
die Europäische Gemeinschaft Rechtsvorschriften 
(VO [EWG] 4028 des Rates vom 18. Dezember 
1986) erlassen, um über Gemeinschaftsmaßnah- 
men eine Verbesserung und Anpassung der 
Strukturen in der Seefischerei zu gewährleisten. 

Aufgrund der bisherigen nationalen Beteiligung 
an den gemeinsamen Fischereistrukturmaßnah- 
men setzt diese Gemeinschaftsmaßnahme zumin- 
destens eine 20%ige nationale Beteiligung vor- 
aus. 

Im Rahmen der Rechtsvorschriften haben die vier 
Küstenländer ein gemeinsames Programm erar- 
beitet, das die Entwicklung der Seefischerei für 
die Jahre 1987 bis 1991 festlegt. Neben den eben- 
falls möglichen Modernisierungsmaßnahmen 
sind allein für das Jahr 1988 Neubauten von Fi- 
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schereifahrzeugen mit einer Gesamtinvestitions- 
summe von rd. 67 Mio. DM geplant. Der Ansatz 
reicht nicht aus, um eine ausreichende nationale 
Mitfinanzierung und damit die notwendige Wei- 
terführung der erfolgreichen Strukturpolitik zu 
gewährleisten. Er muß entsprechend erhöht wer- 
den. 

Deckungs Vorschlag: 

vgl. Empfehlung zu Kapitel 32 08 Titel 870 01 


16. Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligung 

(S. 52/53) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
Verlauf des weiteren Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob eine zeitlich begrenzte Überbrük- 
kungshilfe zur Überwindung des augenblick- 
lichen wirtschaftlichen Notstandes in der Fisch- 
wirtschaft aufgrund der Nematoden-Diskussion 
in den Bundeshaushalt eingestellt werden kann. 


Einzelplan 12 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Verkehr 

Kapitel 12 02 — Allgemeine Bewilligungen 

(S. 23 ff.) 

17. Es wird ein neuer Titel mit der Zweckbestimmung 
„Schiffsentsorgung nach MARPOL" mit einem 
Ansatz von 6,75 Mio. DM ausgebracht. 

Begründung 

Der Bundesrat bekräftigt seinen Beschluß Druck- 
sache 350/86 (Beschluß) und ist nach wie vor der 
Auffassung, daß der Bund sich zur Hälfte an den 
Kosten der Schiffsentsorgung nach MARPOL be- 
teiligen müsse. 


Zu Nummer 16 

Der Bund ist nicht für die Förderung der Landbetriebe 
der Fischwirtschaft — wie zum Beispiel den Fischein- 
zelhandel — zuständig. 

Die Bundesregierung hat bereits in diesem Jahr für 
verstärkte Maßnahmen zur Förderung des Fischabsat- 
zes 1,5 Mio. DM Bundesmittel außerplanmäßig zur 
Verfügung gestellt. 

Zudem ist die gesetzüche Sperre bei der Überbrük- 
kungs- und Anpassungshilfe für die Seefischerei ver- 
lagert worden. Dadurch werden zusätzlich 1,2 Mio. 
DM bereitgestellt. 

Ferner hat sich der Bundesminister der Finanzen da- 
mit einverstanden erklärt, daß wegen der Umsatz- 
rückgänge insbesondere Steuern gestundet, Steuer- 
vorauszahlungen angepaßt sowie von Vollstrek- 
kungsmaßnahmen abgesehen wird. 

Die Bundesregierung hat außerdem Gespräche mit 
der Kommission der EG aufgenommen mit dem Ziel 
einer gemeinschaftlichen Aktion zur Aufklärung der 
Verbraucher und sonstiger geeigneter Maßnahmen 
zur Wiederbelebung des Fischabsatzes und damit 
auch des innergemeinschaftlichen Handels mit Fi- 
schereierzeugnissen. 

Es wird zur Zeit geprüft, ob die nach dem Gesetz über 
den Verkehr mit Fischen und Fischwaren (Fischge- 
setz) zu erhebenden Beiträge zur Förderung des 
Fischabsatzes erhöht werden sollen. 


Zu Nummer 17 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Dies schließt nicht aus, daß die Bundesregierung im 
weiteren parlamentarischen Verfahren Möglichkei- 
ten prüft, dem Anliegen des Bundesrates auf andere 
Weise unter Beachtung der zum Umweltschutz getrof- 
fenen Koalitionsvereinbarung Rechnung zu tragen. 


Die Bundesregierung hat gegen diesen Beschluß 
verfassungsrechtliche Bedenken erhoben und 
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eine juristische Prüfung bis spätestens zum 
30. Juni 1987 angekündigt. Das Ergebnis dieser 
Prüfung hegt den Ländern bisher nicht vor. 

Bekanntgeworden ist aber eine Stellungnahme 
des Bundesministers der Justiz vom 10. Juni 1987, 
in der es u. a. heißt: 

„Der Umstand, daß vorliegend Seeaufgabenge- 
setz und Abfallgesetz . . . einschlägig sein kön- 
nen, würde eine Mitfinanzierungskompetenz 
des Bundes . . . grundsätzlich wohl nicht aus- 
schließen. " 

Für die zweite Internationale Nordseeschutz-Kon- 
ferenz im November 1987 in London schlägt die 
Bundesregierung vor, daß die Entsorgungsein- 
richtungen benutzt werden sollen, ohne beson- 
dere Gebühren für das einzelne Schiff zu erheben. 

Für die Realisierung dieses Beschlusses sind die 
finanziellen Voraussetzungen zu schaffen, indem 
sich Bund und Länder jeweils zur Hälfte an den 
Entsorgungskosten beteiligen. 

Es ist festzustellen, daß die nach wie vor hohe 
Verschmutzung der Nordsee einhergeht mit der 
mangelnden Akzeptanz der Ölauffanganlagen, 
was auf die hohen Kosten der Benutzung für die 
Schiffahrt zurückzuführen ist. 

Die Ministerpräsidentenkonferenz Norddeutsch- 
land hat insofern nochmals wie auch die Wirt- 
schafts- und Verkehrsminister sowie die Umwelt- 
minister der Küstenländer die gemeinsame Finan- 
zierung der Schiffsentsorgung durch Bund und 
Länder gefordert. 

Hinsichtlich der Kosten wurde auf der Grundlage 
von Gutachten und Schätzungen für 1985 ermit- 
telt, daß für die Länder Bremen, Hamburg, Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein 13,5 Mio. DM 
jährlich an Betriebsmitteln für die Entsorgung ge- 
mäß MARPOL Anlage I und II anfallen, wovon der 
Bund die Hälfte zu tragen hat. 

Deckungsvorschlag: 

vgl. Empfehlung zu Kapitel 32 08 Titel 870 01 

18. Titelgruppe 01 — Seeschiffahrtshilfen Zu Nummer 18 

Titel 892 14 — Finanzbeitrag (pauschalierte Der Prüfungsbitte wird entsprochen. 

(S. 44) Zinsbeihilfe) an die Seeschiff- 

fahrt 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob der Ansatz 
von 160 Mio. DM um 60 Mio. DM auf 220 Mio. 

DM erhöht werden sollte. 

Begründung 

Der negativen Entwicklung der deutschen See- 
schiffahrt und der damit einhergehenden zuneh- 
menden Ausflaggung konnte trotz der im Jahre 
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1987 erfolgten Verdoppelung der Finanzbeiträge 
auf 160 Mio. DM nicht Einhalt geboten werden. 

Die Ausflaggungsquote deutscher Handelsschiffe 
ist auf über 50 v. H. (gegenüber rund 42 v. H. in 
1986) angewachsen. 

Die Bundesregierung hat durch Kabinettsbe- 
schluß vom 1. Juli 1987 die Hilfen für Schiffahrt 
und Schiffbau neu geregelt mit der Folge, daß die 
in den Vorjahren zur Verfügung stehenden Mittel 
zum Bau bzw. Umbau schiffahrtspolitisch förde- 
rungswürdiger Handelsschiffe deutscher Reeder 
in den Haushalt des Bundeswirtschaftsministers 
umgeschichtet und künftig als reine Werfthilfe 
gewährt werden. Damit sind die Finanzbeiträge 
zum tragenden Instrument der Schiffahrtsförde- 
rung geworden. Diesem Anspruch können sie je- 
doch im Hinblick auf den Wegfall der bisher auch 
die Reeder begünstigenden Schiffbauzuschüsse 
nur gerecht werden, wenn sie zumindest um 
60 Mio. DM auf gestockt werden, da anderenfalls 
trotz wachsender Probleme in der Seeschiffahrt 
eine Reduzierung der Schiffahrtshilfe zu verzeich- 
nen wäre. Verstärkte Ausflaggungen und zuneh- 
mende Substanzverluste der deutschen Flotte wä- 
ren die Folge. 

Das Bemühen der Küstenländer, als flankierende 
Maßnahme zu den Schiffahrtshilfen des Bundes 
eine Streichung bzw. Senkung der ertragsunab- 
hängigen Steuern mit Einnahmeminderungen al- 
lein bei Ländern und Kommunen herbeizuführen, 
wird in seiner Wirkung in Frage gestellt, wenn die 
ohnehin nur einen Teilausgleich der Wettbe- 
werbsnachteüe der deutschen Flotte bewirken- 
den Seeschiffahrtshilfen des Bundes gekürzt wer- 
den. 


Einzelplan 15 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit 


Kapitel 15 02 — Allgemeine Bewilligungen 

19. Titel 684 03 — Zuschüsse an die Wohlfahrts- 
(S. 30) und Vertriebenenverbände für 

die Betreuung der Aussiedler, 
Zu Wanderer und Besuchsrei- 
senden aus der DDR sowie von 
ausländischen Flüchtlingen 


Zu Nummer 19 

Der Prüfungsbitte wird entsprochen. 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob der Ansatz im Hinblick auf die 
gestiegene Zahl der Aussiedler erhöht werden 
sollte. 

Begründung 

Im Aussiedlerbereich ist gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum des Vorjahres eine Zugangsstei- 
gerung von rd. 45 v. H. festzustellen. 

Eine sachgerechte Betreuung dieses Personen- 
kreises ist ohne eine spürbare Erhöhung des An- 
satzes nicht mehr gewährleistet. 
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20. Titel 686 06 — Beiträge der Bundesrepublik 

(S. 41) Deutschland an das Zwischen- 

staatliche Komitee für Auswan- 
derung (ICM) 

Der Ansatz von 9 r 785 Mio. DM wird um 
7,0 Mio. DM auf 16,785 Mio. DM erhöht. 

Begründung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied des 
Zwischenstaatlichen Komitees für Auswanderung 
(ICM). Von diesem wird seit 1979 im Auftrag der 
Bundesregierung ein Programm zur Weiterbeför- 
derung und Rückkehr von in der Bundesrepublik 
Deutschland sich aufhaltenden ausländischen 
Asylbewerbern und Flüchtlingen durchgeführt 
(RE AG -Programm) . 

Bereits 1986 mußten die Länder 3,636 Mio. DM 
für die Rück- bzw. Weiterreise von Asylbewer- 
bern selber tragen. Aufgrund der hohen Asylbe- 
werberzugänge werden sich die Gesamtaufwen- 
dungen weiter erhöhen, so daß eine erhebliche 
Aufstockung der Mittel für das REAG-Programm 
erforderlich ist. Für 1988 ist voraussichtlich mit 
insgesamt 16,785 Mio. DM zu rechnen. 

Deckungsvorschlag: 

vgl. Empfehlung zu Kapitel 32 08 Titel 870 01 

21. Titelgruppe 01 — Maßnahmen der Jugendpoli- 

tik 

Titel 652 1 1 — Beihilfen (Überbrückungsvor- 
(S. 42) schüsse und Zuschüsse) an 

junge Zuwanderer für ihre 
Schul- und Berufsausbildung 
(einschließlich Umschulung 
und Fortbildung) 

Der Ansatz von 116 Mio. DM wird um 40 Mio. DM 
auf 156 Mio. DM erhöht. 

Begründung 

Im Aussiedlerbereich ist gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum des Vorjahres eine Zugangsstei- 
gerung von rd. 45. v. H. festzustellen. 

Hieraus resultiert ein wesentlich erhöhter Betreu- 
ungsbedarf bei jungen Aussiedlem, jungen Zu- 
wanderem aus der DDR und jungen ausländi- 
schen Flüchtlingen. 

Eine sachgerechte Schul- und Berufsausbildung 
dieses Personenkreises ist ohne eine deutliche Er- 
höhung des Mittelansatzes nicht mehr gewährlei- 
stet. 

Deckungsvorschlag: 

vgl. Empfehlung zu Kapitel 32 08 Titel 870 01 

10 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 20 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sie mit 
ihrem Beitrag für das REAG-Programm ihren Anteil 
zur Lösung der Probleme leistet und Länder und 
Gemeinden, die Einsparungen bei Sozialhilfeleistun- 
gen und Aufenthaltskosten erzielen, angemessen ent- 
lastet. 


Zu Nummer 21 

Die Bundesregierung prüft derzeit die Auswirkungen 
der gestiegenen Aussiedlerzahlen auf den Haushalts- 
ansatz und wird im weiteren parlamentarischen Ver- 
fahren dazu Stellung nehmen. 
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Einzelplan 16 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit 


Kapitel 16 02 - 

22. Titel 532 16 - 

(S. 27) 


Titel 892 01 - 

(S. 35) 


Allgemeine Bewilligungen, 
Umweltschutz, Naturschutz 

Förderung der Forschung auf 
den Gebieten der Wasserwirt- 
schaft und der Abfallwirtschaft 
sowie Förderung der Entwick- 
lung von Verfahren und Ein- 
richtungen auf diesen Gebie- 
ten 

Investitionen zur Verminde- 
rung von Umweltbelastungen 


Zu Nummer 22 


Der Prüfungsbitte wird entsprochen. 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 
für die erforderlichen Forschungsvorhaben der 
vorhandene Rahmen der Verpflichtungsermächti- 
gungen ausreicht oder ob eine Erhöhung der Ver- 
pfhchtungsermächtigungen notwendig ist. 


23. Kapitel 16 02 —Allgemeine Bewilligungen, Um- 
(S. 35) weltschutz, Naturschutz 

Es wird ein neuer Titel 882 70 mit der Zweckbe- 
stimmung „Zuschüsse zu Abwasserbeseitigungs- 
maßnahmen im Rahmen des Programms Sanie- 
rung von Saar und Mosel' " mit einem Ansatz von 
50 Mio. DM ausgebracht. 

Begründung 

Die erhebliche Verschmutzung von Saar und Mo- 
sel rührt zu einem bedeutenden Teü von grenz- 
überschreitenden Zuflüssen her. Insbesondere 
die Rossel als französischer Zufluß der Saar zählt 
zu den schmutzigsten Flüssen Europas. Starke Be- 
lastungen bringt auch die Mosel aus ihrem im 
Ausland gelegenen Oberlauf mit. 

Die „Internationale Kommission zum Schutze der 
Mosel und der Saar gegen Verunreinigung" hat 
Empfehlungen zum Abbau der Gewässerbela- 
stungen ausgesprochen. Auf den hierzu erstellten 
Gutachten bauen die Abwasserbeseitigungs- 
pläne im Saarland und in Rheinland-Pfalz auf. 

Danach werden allein im Saarland im mittelfristi- 
gen Zeitraum 1987 bis 1991 für den Bau von Klär- 
anlagen und überörtlichen Sammlern Baukosten 
in Höhe von rund 650 Mio. DM anfallen. In den 
folgenden Jahren werden weitere 500 Mio. DM 
für Anlagen im überörtlichen Bereich bereitzu- 
stellen sein; hinzu kommen über 500 Mio. DM für 
die Sanierung bereits bestehender Anlagen und 
fast 1,2 Mrd. DM für innerörtliche Sanierungs- 
und Erweiterungsinvestitionen. 


Zu Nummer 23 

Die Bundesregierung sieht aus grundsätzlichen und 
auch haushaltsmäßigen Gründen keine Möglichkeit, 
dem Antrag zu entsprechen. 

Es handelt sich um innerstaatliche Umweltschutzmaß- 
nahmen im Zuständigkeitsbereich der Länder. Anders 
als bei dem früheren „Rhein-Bodensee-Programm" 
vermag die ungeschriebene Kompetenz zur Förde- 
rung von bundeswichtigen Auslandsbeziehungen 
die vorgeschlagenen Zuschüsse nicht zu rechtferti- 
gen, weü die Sanierungsmaßnahmen nicht darauf 
abzielen, Gewässer in ausländischen Staaten zu 
schützen. 
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Im rheinland-pfälzischen Einzugsgebiet von Saar 
und Mosel sind Abwassermaßnahmen in Höhe 
von 1,8 Mrd. DM erforderlich. 

Für den Einzugsbereich der Saar sind kurzfristig 
rund 200 Mio. DM für Abwasseranlagen, davon 
150 Mio. DM für Kläranlagen, Verbindungs- 
sammler- und Regenwasserbehandlungen zu in- 
vestieren. 

Im Einzugsbereich der Mosel sind kurz- und mit- 
telfristig 1 600 Mio. DM für Abwassermaßnahmen 
bereitzustellen. 

Diesen Mittelbedarf in Höhe von rund 3 Mrd. DM 
innerhalb angemessener Zeit zu decken, sind we- 
der die beteiligten Länder und Kommunen noch 
die angeschlossenen Haushalte und Unterneh- 
men in der Lage. Daher ist ein „ Saar-Mosel-Pro- 
gramm" (ähnlich dem früheren „Rhein-Boden- 
see-Programm") für den Bau von Abwasseranla- 
gen im Einzugsgebiet der Saar und Mosel erfor- 
derlich. Der Finanzierungsmodus sollte analog 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes 11 festgelegt 
werden. 

Von dem auszubringenden Mittelansatz sollen 
auf das Land Rheinland-Pfalz 30 Mio. DM und auf 
das Saarland 20 Mio. DM entfallen. 

Deckungsvorschlag: 

vgl. Empfehlung zu Kapitel 32 08 Titel 870 01 


24. Kapitel 16 04 — Reaktorsicherheit und Strahlen- 
schutz 

Titel 642 04 — Erstattung von Zweckausgaben 
(S. 48) der Länder beim Vollzug des 

Strahlenschutzvorsorgegesetzes 


Zu Nummer 24 

Der Bitte des Bundesrates wird, sofern dies zeitlich 
möglich ist, im weiteren parlamentarischen Verfahren 
entsprochen. 


Nach dem Strahlenschutzvorsorgegesetz haben 
die Länder in Bundesauftragsverwaltung die Ra- 
dioaktivität in verschiedenen Medien zu ermit- 
teln. Die dabei entstehenden Zweckausgaben der 
Länder sind gemäß § 10 des Strahlenschutzvor- 
sorgegesetzes i. V. m. Artikel 104 a Abs. 2 Grund- 
gesetz vom Bund zu tragen. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren den Ansatz 
dem Bedarf anzupassen, wie er sich aufgrund der 
Abstimmung zwischen Bund und Ländern er- 
gibt. 
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25. Einzelplan 25 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


Kapitel 25 02 — Allgemeine Bewilligungen 
einschließlich Verwendung 
zweckgebundener Einnahmen 
für den sozialen Wohnnungs- 
bau 


Titel- 
gruppe 02 — 

(S. 34 ff.) 


Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues 


Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Ver- 
pflichtung srahmen für den sozialen Wohnungs- 
bau im Programmjahr 1988 mindestens in gleicher 
Höhe wie im Programmjahr 1987 ausgebracht 
werden sollten. 


Zu Nummer 25 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die För- 
derung des sozialen Wohnungsbaues den dafür zu- 
ständigen Ländern obliegt und der noch verbleibende 
Förderbedarf im wesentlichen von den Ländern getra- 
gen werden kann. Der zur Verfügung gestellte Ver- 
pflichtungsrahmen trägt dem Rechnung. 


Begründung 

Nach dem Entwurf zum Bundeshaushaltsplan be- 
absichtigt der Bund eine Reduzierung der Ver- 
pflichtungsrahmen für den sozialen Wohnungs- 
bau im Programmjahr 1988 für 

— Bau dariehen (1. Förderungsweg) 
von 300 Mio. DM auf 150 Mio. DM, 

— Aufwendungsdarlehen (2. Förderungsweg) 
von 400 Mio. DM auf 300 Mio. DM. 


Dies kann von den Ländern nicht akzeptiert wer- 
den, da diesen sonst — ausgehend von den ohne- 
hin schon reduzierten Ansätzen im Haushalt 1987 
— 250 Mio. DM fehlen würden, die durch Landes- 
mittel ausgeglichen werden müßten. 

Wohnungsneubau wird auch künftig — beson- 
ders in Ballungsgebieten — notwendig sein; der 
Bund darf sich dieser gemeinsamen Verpflich- 
tung nicht einseitig entziehen. Es geht nicht an, 
daß der Bund sich aus der Mischfinanzierung zu- 
rückzieht, ohne daß den Ländern ein finanzieller 
Ausgleich gewährt wird. 

Einzelplan 30 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Forschung und 
Technologie 

Kapitel 30 02 - 

Allgemeine Forschungsförderung 

26. Titel 683 04 — Förderung des Zuwachses der 
(S. 30) Forschungs- und Entwicklungs- 

kapazität in der Wirtschaft 

Der Ansatz von 80 Mio. DM wird um 0,614 Mio. 
DM auf 79,386 Mio. DM gekürzt. 

Begründung 

Der Finanzierungsanteil des Bundes müßte ange- 
sichts eines Haushaltsansatzes von 80 Mio. DM 


Zu Nummer 26 und 27 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Das Programm der Akademien der Wissenschaften 
und die finanzielle Beteiligung des Bundes hieran ist 
mit den Ländern einvernehmlich festgelegt. Einer 
Neuaufnahme von Vorhaben kann die Bundesregie- 
rung grundsätzlich nur bei gleichzeitigem Wegfall an- 
derer Vorhaben zustimmen, eine Einsparung bei den 
gemeinschaftlich finanzierten Vorhaben Von Bund 
und Ländern zeichnet sich nicht ab. 


13 



Drucksache 11/969 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Stellungnahme des Bundesrates Gegenäußerung der Bundesregierung 

und eines späteren Rechnungsergebnisses im 
Haushaltsjahr 1986 von 40 Mio. DM aus Kapi- 
tel 30 02 Titel 683 04 auszugleichen sein. 

Deckungsvorschlag für die Empfehlung zu Kapi- 
tel 30 02 Titel 685 55 

27. Titel 685 55 — Zuschuß für das Programm der 
(S. 34) Akademien der Wissenschaften 


Der Ansatz von 15,7 Mio. DM wird um 0,614 Mio, 
DM auf 16,314 Mio. DM erhöht. 

Begründung 

Die Akademie der DDR in BerÜn arbeitet seit 
Jahrzehnten zusammen mit der Akademie Göttin- 
gen in Verbindung mit dem Leibniz- Archiv Han- 
nover und der Leibniz-Forschungsstelle der Uni- 
versität Münster an einer kritischen Gesamtaus- 
gabe der Schriften und Briefe von G. W. Leibniz. 
Es ist eines von ganz wenigen bekannten Vorha- 
ben deutsch-deutscher Zusammenarbeit in einem 
Langfristvorhaben im geisteswissenschaftlichen 
Bereich. Sowohl das Land Niedersachsen für die 
Akademie in Göttingen als auch das Land Nord- 
rhein-Westfalen für die Leibniz-Forschungsstelle 
in Münster bemühen sich seit Jahren vergeblich, 
für die Gesamtausgaben dieses Vorhabens in der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Pro- 
gramms der Akademie der Wissenschaften eine 
gemeinsame Förderung durch den Bund und die 
Länder Niedersachsen und Nordrhein- Westfalen 
zu erreichen. 

Die gemeinsame Förderung des Akademienpro- 
gramms erfolgt nach einer Ausführungsvereinba- 
rung aufgrund des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 7 und 
Abs. 3 der Rahmenvereinbarung „Forschungsför- 
derung" nach Artikel 91b GG. 

Vor wenigen Jahren ist es zwar gelungen, ein 
Teilgebiet der Arbeiten der Akademie Göttingen 
in die gemeinsame Förderung des Akademien- 
programms einzubeziehen, jedoch bemühen sich 
das Land Niedersachsen und das Land Nord- 
rhein- Westfalen seither vergebens, die Gesamt- 
kosten der Arbeiten, die in der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen des deutsch-deutschen 
Gesamtvorhabens durchgeführt werden, voll in 
die Finanzierung dieses Programms einzubrin- 
gen: Will der Bund mit dem mit der DDR abge- 
schlossenen Kulturabkommen Ernst machen, so 
ist hier sicher eine gute Gelegenheit, den Willen 
zu deutsch-deutscher Zusammenarbeit zu doku- 
mentieren. Der niedersächsische Minister für Wis- 
senschaft und Kunst hat bei der Bund-Länder- 
Kommission (BLK) für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung in Bonn die Förderung der 
Arbeiten am Leibniz -Archiv Hannover (Teil II) so- 
wie der Leibniz-Forschungsstelle Münster bean- 
tragt. Angemeldet sind für die Forschungsstelle in 
Münster 644 700 DM und für die Forschungsstelle 
beim Leibniz- Archiv in Hannover (Teil II) ein Be- 
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trag von 583 300 DM, insgesamt also 
1 228 000 DM. Hiervon hätte der Bund nach der 
zitierten Ausführungsvereinbarung 50 v. H. zu 
übernehmen. Den Rest finanzieren die Länder 
Niedersachsen und Nordrhein- Westfalen je für 
ihre Arbeitsstellen. Die Gesamtbetreuung des 
Vorhabens hat die Akademie Göttingen. Die ge- 
meinsame Förderung im Rahmen des Akade- 
mienprogramms ist auch von der Konferenz der 
Akademien der Wissenschaften in der Bundesre- 
publik nachhaltig befürwortet worden. 

Deckungs vor schlag: 

vgl. Empfehlung zu Kapitel 30 02 Titel 683 04 


28. Kapitel 30 03 — Naturwissenschaftlich- techni- 

sche Forschung und Entwick- 
lung 

Titelgruppe 02 — Förderung der Ökologie und 
Klimaforschung 

Titel 683 24 — Forschungs- und Entwick- 
(S. 63) lungsvorhaben der ökologi- 

schen Forschung, der Umwelt- 
technologie und Umweltpla- 
nung 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob die Verpflichtungs- 
ermächtigung von 206,3 Mio. DM um 40 Mio. DM 
auf 246,3 Mio. DM erhöht werden sollte. 

Begründung 

Zur Gewährleistung ausreichender Fahrwasser- 
tiefen entnimmt Hamburg der Elbe jährlich ca. 
2 Mio. m 3 Baggergut und lagert es landseitig ab. 
Darin eingeschlossen sind u. a. ca. 5 t Quecksil- 
ber, 2,5 t Cadmium, 12 t Arsen, 50 t Blei, 100 t 
Kupfer, 25 t Nickel und 60 t Chrom. Auf die Ursa- 
che der Belastung des Baggergutes haben Ham- 
burg und die Eibanhegerländer Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein keinen Einfluß, da dies 
durch die Vorbelastung aus den Oberhegerlän- 
dern bestimmt wird. 

Die Entnahme des Baggergutes und der daran 
angelagerten Schadstoffe führt zu einer direkten 
Entlastung der Elbe und der Nordsee, gleichzeitig 
aber zu einer Belastung der Spülfelder, ihres Un- 
tergrunds und schließlich des Grundwassers. Au- 
ßerdem sind die Ablagerungsflächen in einem 
Stadtstaat räumlich begrenzt. Eine denkbare Wie- 
dereinbringung in den Fluß wird u. a. von der 
Bundesregierung negativ bewertet. Diese Ökolo- 
gische und ökonomische Lastenverteilung zu 
Hamburgs Ungunsten wird langfristig nicht zu 
tragen sein. 

Hamburg hat daher u. a. als eine Perspektive ein 
Pilotprojekt gemeinsam mit namhaften wissen- 
schaftlich-technischen Instituten entwickelt, die 
im Schhck enthaltenen Schadstoffe umweltver- 


Zu Nummer 28 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Errichtung der von Hamburg geplanten Anlage 
steht insgesamt keine Forschungs- und Entwicklungs- 
maßnahme dar. 
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träglich durch Keramisierung im Feststoff einzu- 
binden und daraus ein deponiefähiges und für die 
Bauindustrie gut verwendbares Agglomerat zu 
erzeugen. Dabei entstehende Abgasemissionen 
können auf ein solches Minimum reduziert wer- 
den, daß die zulässigen Grenzwerte eingehalten 
bzw. unterschritten werden. Hamburg ist bereit, 
gemeinsam mit dem Bund eine derartige Anlage 
zu errichten. Die Investitionskosten für eine Püot- 
anlage, mit der die Verarbeitung von einem Drit- 
tel des Hafenschlicks erprobt werden soll, belau- 
fen sich auf ca. 80 Mio. DM. 

Die Bundesregierung, die 

— zuständig für den Schutz der Nordsee ist, 

— für die Bewältigung der Probleme zuständig 
ist, die aus der deutschen Teilung herrühren, 
und 

— die Elbe als Bundeswasserstraße unterhält, 
sollte die Hälfte der Kosten, das sind 40 Mio. 
DM, tragen. 

29. Kapitel 30 04 — Informationstechnologien 

Titelgruppe 06 — Gesellschaft für Information 
(S. 106 f.) und Dokumentation mbH 

(GID) in Frankfurt (Main) 

Die Bundesregierung wird gebeten, die Verwen- 
dung der 65 frei werdenden Stellen der Gesell- 
schaft für Information und Dokumentation mbH 
(GID) für verschiedene institutionell geförderte 
Forschungseinrichtungen mit dem Ziel zu über- 
prüfen, daß über die einvemehmliche Verwen- 
dung von 51 Stellen hinaus weitere 14 Stellen wie 
folgt verwendet werden: 

IfM 1 Stelle, ZBM 2 St., FIZ 3 1 St., PAS 2 St., HPI 
1 St., IfK 2 St., DFG 5 St. 

30. Einzelplan .32 — Bundesschuld 

Kapitel 32 08 — Inanspruchnahme aus Bürg- 
schaften, Garantien oder sonsti- 
gen Gewährleistungen 

Titel 870 0J — Bedingungsgemäße Entschädi- 
(S. 30) gung aus Bürgschaften, Garan- 

tien oder sonstigen Gewährlei- 
stungen; Zahlungen zur Ab- 
wendung oder Minderung von 
Schäden; Kosten der Gewähr- 
leistungen 

Der Ansatz von 2 750 Mio. DM wird um 111,85 
Mio. DM auf 2 638,15 Mio. DM gekürzt. 

Begründung 

Nach den bisherigen Erfahrungen und der abseh- 
baren Entwicklung reicht der verringerte Ansatz 
aus, um die Verpfüchtungen des Jahres 1988 ab- 
zudecken. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 29 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die vorgeschlagene weitergehende Umsetzung 
würde dem Erfordernis der Kostenneutralität wider- 
sprechen. 


Zu Nummer 30 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
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Deckungs Vorschlag für die Empfehlungen zu 

Kapitel 10 02 Titelgruppe 04 Titel 892 78 

Kapitel 12 02 neuer Titel 

Kapitel 15 02 Titel 686 06 

Kapitel 15 02 Titelgruppe 01 Titel 652 11 

Kapitel 16 02 neuer Titel 882 70 

31. Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung 

Kapitel 36 04 — Maßnahmen der zivilen Ver- 
teidigung im Aufgabenbe- 
reich des Bundesministers des 
Innern einschließlich Bundes- 
amt für Zivilschutz 

Titelgruppe 03 — Erweiterung des Katastrop- 
henschutzes 

Titel 425 42 — Vergütungen der Angestellten 
(S. 27 ff.) in Zentralwerkstätten 


Zu Nummer 31 

Die Bundesregierung ist — wie in den Vorjahren — 
bereit, in begründeten Härtefällen auch künftig die 
Befristung der kw- Vermerke zu prüfen und mit den 
Ländern zu einer einvernehmlichen Regelung im Ein- 
zelfall zu kommen. Sie geht davon aus, daß die Länder 
auch weiterhin bemüht sind, die sachgerechte Neu- 
ordnung des Schul- und Werkstattwesens im erwei- 
terten Katastrophenschutz beschleunigt zu verwirk- 
lichen. 


Titel 426 42 — Löhne der Arbeiter in Zentral- 
(S. 30 f.) Werkstätten 


In den Erläuterungen sind die Vollzugs termine 
(z. B. „mit Schluß des Hj. 1988") bei den kw- Ver- 
merken zu streichen. 

Begründung 

Durch die vom Bund einseitig gesetzten Vollzugs- 
termine sollen die Länder gezwungen werden, die 
betreffenden, bisher vom Bund bezahlten Mitar- 
beiter in den Zentralwerkstätten der Länder je- 
weils bei Ablauf der Fristen auf freie Stellen in den 
Länderhaushalten zu übernehmen oder neue 
Stellen für sie zu schaffen. 

Dieser Zwang seitens des Bundes entbehrt der 
Rechtsgrundlage; denn der Bund ist nach dem 
Gesetz über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes vom 9. Juli 1968 (BGBL I S. 776) ver- 
pflichtet, die Kosten für die o. a. Einrichtungen 
einschließlich der Personalkosten zu tragen. Diese 
Kostentragungspflicht umfaßt auch die „Abwick- 
lungskosten" bei vom Bund veranlaßten Neuord- 
nungs- und Stellenabbaumaßnahmen. Der Bund 
kann sich dieser finanziellen Verpflichtung nicht 
einseitig entziehen, indem er unabhängig vom 
tatsächlichen Freiwerden der Stellen von be- 
stimmten Stichtagen an seine Zahlungen einstellt 
und die Länder zur Übernahme der Vergütung 
der betreffenden Bediensteten zwingt. Daher 
müssen die Länder darauf bestehen, daß die Ter- 
mine bei den kw- Vermerken gestrichen wer- 
den. 
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